
   

Allgemeine Unfall-
Versicherungsbedingungen  
(AUB 2012 - Fassung 2019) 
(UV_BAS_AUB_201909, Stand: 01.09.2019) 

Sie als Versicherungsnehmer sind unser Vertragspartner. 

Versicherte Person können Sie oder jemand anderer sein. 

Wir als Versicherer  – die Basler Sachversicherungs AG – erbringen die 
vertraglich vereinbarten Leistungen. 

 

Der Versicherungsumfang 
1. Was ist versichert? 
2. Welche Leistungsarten können vereinbart werden? 
3. Welche Auswirkung haben Krankheiten oder Gebrechen? 
4. Welche Personen sind nicht versicherbar? 
5. In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz ausgeschlos-

sen? 
6. Was müssen Sie 

– bei vereinbartem Kindertarif 
– bei Änderungen der Berufstätigkeit oder Beschäftigung 
– bei Vollendung des 60. Lebensjahres 
– bei Vollendung des 70. Lebensjahres  
beachten? 

Der Leistungsfall 
7. Was müssen Sie nach einem Unfall beachten (Obliegenhei-

ten)? 
8. Welche Folgen hat die Nichtbeachtung von Obliegenheiten? 
9. Wann sind die Leistungen fällig? 
Die Versicherungsdauer 
10. Wann beginnt und wann endet der Vertrag? Wann ruht der 

Versicherungsschutz bei militärischen Einsätzen? 
Die Versicherungsprämie 
11. Was müssen Sie bei der Prämienzahlung beachten? Was 

geschieht, wenn Sie eine Prämie nicht rechtzeitig zahlen? 
Weitere Bestimmungen 
12. Wie sind die Rechtsverhältnisse der am Vertrag beteiligten 

Personen zueinander? 
13. Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht? 
14. Wann verjähren die Ansprüche aus dem Vertrag? 
15. Welches Gericht ist zuständig? 
16. Was ist bei Mitteilungen an uns zu beachten? 

Was gilt bei Änderungen Ihrer Anschrift? 
17. Tarifanpassung 
18. Welches Recht findet Anwendung? 
 

Der Versicherungsumfang 

1. Was ist versichert? 
1.1 Wir bieten Versicherungsschutz bei Unfällen, die der versicher-

ten Person während der Wirksamkeit des Vertrages zustoßen. 

1.2 Der Versicherungsschutz umfasst Unfälle in der ganzen Welt. 

1.3 Ein Unfall liegt vor, wenn die versicherte Person durch ein 
plötzlich von außen auf ihren Körper wirkendes Ereignis (Un-
fallereignis) unfreiwillig eine Gesundheitsschädigung erleidet. 

Als Unfall gilt auch der Ertrinkungs- bzw. Erstickungstod unter 
Wasser. 

1.4 Als Unfall gelten auch durch erhöhte Kraftanstrengungen 
verursachte 

 Bauch- und Unterleibsbrüche (z. B. Leistenbrüche) 

 Verrenkungen von Gelenken (an Gliedmaßen oder Wirbel-
säule) 

 Zerrungen und Zerreißungen von Muskeln, Sehnen, Bändern 
oder Kapseln 

 Knochenbrüche. 

Bandscheiben sind weder Muskeln, Sehnen, Bänder noch 
Kapseln. Deshalb sind sie von dieser Regelung nicht erfasst. 

1.5 Gesundheitsschädigungen, die die versicherte Person bei 
rechtmäßiger Verteidigung oder dem Bemühen zur Rettung 
von Menschen, Sachen oder von Tieren erleidet, gelten als un-
freiwillig erlitten und sind in die Unfallversicherung einge-
schlossen. 

1.6 Als Unfall gilt auch die Strahleneinwirkung (außer Kernener-
gie). 

Ausgeschlossen bleiben allmählich erlittene Gesundheitsschä-
den, sowie Gesundheitsschäden, die als Folge regelmäßigen 
Umgangs mit Strahlen erzeugenden Apparaten eintreten und 
Berufskrankheiten. 

Die Gesundheitsschäden gelten als allmählich eingetreten, 
wenn die versicherte Person den genannten Einwirkungen län-
ger als 10 Stunden ausgesetzt war. 

1.7 Auch besteht Versicherungsschutz für beim Tauchen erlittene / 
eingetretene tauchtypische Gesundheitsschäden, wie z. B. 
Caissonkrankheit, Trommelfellverletzung, Lungenüberdruckun-
fall, Tiefenrausch, Blaukommen, Barotrauma oder Hyperventi-
lation. 

1.8 Auf die Regelungen über die Einschränkungen der Leistung 
(Ziffer 3) sowie die Ausschlüsse (Ziffer 5) weisen wir hin. Sie 
gelten für alle Leistungsarten. 

2. Welche Leistungsarten können vereinbart werden? 
Die Leistungsarten, die Sie vereinbaren können, werden im 
Folgenden oder in zusätzlichen Bedingungen beschrieben.  

Die von Ihnen mit uns vereinbarten Leistungsarten und die 
Versicherungssummen ergeben sich aus dem Versicherungs-
schein. 

2.1 Invaliditätsleistung 

2.1.1 Voraussetzungen für die Leistung 

2.1.1.1 Die versicherte Person ist durch den Unfall auf Dauer in ihrer 
körperlichen oder geistigen Leistungsfähigkeit beeinträchtigt 
(Invalidität). Eine Beeinträchtigung ist dauerhaft, wenn sie vo-
raussichtlich länger als drei Jahre bestehen wird und eine Än-
derung des Zustandes nicht erwartet werden kann. 

Die Invalidität ist 

 innerhalb von fünfzehn Monaten nach dem Unfall eingetreten 
und 

 innerhalb von achtzehn Monaten nach dem Unfall von einem 
Arzt in Textform festgestellt und von Ihnen bei uns geltend 
gemacht worden. 

2.1.1.2 Kein Anspruch auf Invaliditätsleistung besteht, wenn die versi-
cherte Person unfallbedingt innerhalb eines Jahres nach dem 
Unfall stirbt. 

2.1.2 Art und Höhe der Leistung 

2.1.2.1 Die Invaliditätsleistung zahlen wir als Kapitalbetrag. 

2.1.2.2 Die Grundlage für die Berechnung der Leistung bilden die 
Versicherungssumme und der Grad der unfallbedingten Invali-
dität. 

2.1.2.2.1 Bei Verlust oder völliger Funktionsunfähigkeit der nachstehend 
genannten Körperteile, inneren Organe und Sinnesorgane gel-
ten ausschließlich die folgenden Invaliditätsgrade: 



 

Arm ab Schultergelenk 70 % 

Arm bis oberhalb des Ellenbogengelenks 65 % 

Arm bis unterhalb des Ellenbogengelenks 60 % 

Hand ab Handgelenk 55 % 

Daumen 20 % 

Zeigefinger 10 % 

anderer Finger 5 % 

Bein über der Mitte des Oberschenkels 70 % 

Bein bis zur Mitte des Oberschenkels 60 % 

Bein bis unterhalb des Knies 50 % 

Bein bis zur Mitte des Unterschenkels 45 % 

Fuß ab Fußgelenk 40 % 

große Zehe 5 % 

andere Zehe 2 % 

Auge 50 % 

Gehör auf einem Ohr 30 % 

Geruchssinn 10 % 

Geschmackssinn 5 % 

eine Niere 20 % 

beide Nieren 100 % 

Milz 10 % 

Bei Teilverlust oder Funktionsbeeinträchtigung der vorgenann-
ten Gliedmaßen, inneren Organe und Sinnesorgane gilt der 
entsprechende Teil des jeweiligen Prozentsatzes. 

Bei Funktionsbeeinträchtigung der Stimme wird der Invalidi-
tätsgrad nach den Grundsätzen der Ziffer 2.1.2.2.2 bemessen. 

Ausgeschlossen ist der Verlust der Stimme, dessen Ursache 
eine unfallbedingte psychische Traumatisierung im Sinne einer 
psychogenen Reaktion darstellt. 

War ein Auge vor dem Unfall bereits vollständig verloren oder 
funktionsunfähig, gilt für das andere Auge ein Invaliditätsgrad 
von 100 %. 

War das Gehör auf einem Ohr vor Eintritt des Unfalles bereits 
vollständig verloren, gilt für das Gehör auf dem anderen Ohr 
ein Invaliditätsgrad von 60 %. 

Diese erhöhten Werte gelten nicht, wenn das vorgeschädigte 
Auge bzw. Gehör nur teilweise beeinträchtigt war. 

2.1.2.2.2 Für andere Körperteile, innere Organe und Sinnesorgane 
bemisst sich der Invaliditätsgrad danach, inwieweit die normale 
körperliche oder geistige Leistungsfähigkeit insgesamt beein-
trächtigt ist. Dabei sind ausschließlich medizinische Gesichts-
punkte zu berücksichtigen. 

2.1.2.2.3 Waren betroffene Körperteile, innere Organe oder Sinnesorga-
ne oder deren Funktionen bereits vor dem Unfall dauernd be-
einträchtigt, wird der Invaliditätsgrad um die Vorinvalidität ge-
mindert. Diese ist nach Ziffer 2.1.2.2.1 und Ziffer 2.1.2.2.2 zu 
bemessen. 

2.1.2.2.4 Sind mehrere Körperteile, innere Organe oder Sinnesorgane 
durch den Unfall beeinträchtigt, werden die nach den vorste-
henden Bestimmungen ermittelten Invaliditätsgrade zusam-
mengerechnet. Mehr als 100 % werden jedoch nicht berück-
sichtigt. 

2.1.2.3 Stirbt die versicherte Person 

 aus unfallfremder Ursache innerhalb eines Jahres nach dem 
Unfall oder 

 gleichgültig, aus welcher Ursache, später als ein Jahr nach 
dem Unfall, 

und haben wir bereits einen Anspruch auf eine Invaliditätsleis-
tung oder eine Unfall-Rente dem Grunde nach anerkannt, leis-
ten wir nach dem Invaliditätsgrad, mit dem aufgrund der ärztli-
chen Befunde zu rechnen gewesen wäre. 

2.2 Unfall-Tagegeld 

2.2.1 Voraussetzungen für die Leistung 

Die versicherte Person ist unfallbedingt 

 in der Arbeitsfähigkeit beeinträchtigt und 

 in ärztlicher Behandlung. 

2.2.2 Höhe und Dauer der Leistung 

2.2.2.1 Das Unfall-Tagegeld wird nach der vereinbarten Versiche-
rungssumme berechnet. Es wird nach dem festgestellten Grad 
der Beeinträchtigung der Berufstätigkeit oder Beschäftigung 
abgestuft. 

2.2.2.2 Die Leistung erfolgt für die Dauer der ärztlichen Behandlung, 
längstens für ein Jahr, vom Unfalltag an gerechnet. 

2.3 Unfall-Krankenhaustagegeld 

2.3.1 Voraussetzungen für die Leistung 

2.3.1.1 Die versicherte Person befindet sich wegen des Unfalles in 
medizinisch notwendiger vollstationärer Krankenhaus- oder 
Anschlussheilbehandlung. 

2.3.1.2 Kuren sowie Aufenthalte in Sanatorien und Erholungsheimen 
gelten nicht als vollstationäre Krankenhaus- oder Anschluss-
heilbehandlung. 

2.3.2 Höhe und Dauer der Leistung 

Das Unfall-Krankenhaustagegeld wird in Höhe der vereinbarten 
Versicherungssumme für jeden Kalendertag der vollstationären 
Behandlung gezahlt, längstens jedoch für 3 Jahre, vom Unfall-
tag an gerechnet. 

2.3.3 Ambulante Operation 

Wird nach einem Unfall anstelle einer vollstationären Heilbe-
handlung eine ambulante Operation durchgeführt, so zahlen 
wir das Unfall-Krankenhaustagegeld in Höhe der vereinbarten 
Versicherungssumme für drei Tage. 

Diese Leistung kann mehrmals je Unfall in Anspruch genom-
men werden. 

2.3.4 Erhöhtes Unfall-Krankenhaustagegeld im Ausland 

2.3.4.1 Voraussetzungen für die Leistung 

Der versicherten Person stößt während einer Urlaubs- oder 
Geschäftsreise im Ausland ein Unfall zu und eine medizinisch 
notwendige vollstationäre Krankenhausbehandlung in einer 
ausländischen Klinik ist erforderlich. 

2.3.4.2 Höhe und Dauer der Leistung 

Das Unfall-Krankenhaustagegeld wird in doppelter Höhe der 
vereinbarten Versicherungssumme für jeden Kalendertag der 
vollstationären Behandlung gezahlt, längstens jedoch für sechs 
Monate vom Unfalltag an gerechnet. 

Diese Erhöhung gilt nicht für 

 ambulante Operationen, 

 Komageld, 

 Reha-Geld, 

 Genesungsgeld. 

2.4 Genesungsgeld 

2.4.1 Voraussetzungen für die Leistung 

2.4.1.1 Die versicherte Person ist aus der vollstationären Behandlung 
entlassen worden und hatte Anspruch auf Unfall-
Krankenhaustagegeld nach Ziffer 2.3. 

2.4.1.2 Für ambulante Operationen nach Ziffer 2.3.3 besteht kein 
Anspruch auf Genesungsgeld. 



 

2.4.2 Höhe und Dauer der Leistung 

Das Genesungsgeld wird in Höhe der vereinbarten Versiche-
rungssumme für die gleiche Anzahl von Kalendertagen gezahlt, 
für die wir Unfall-Krankenhaustagegeld leisten, längstens für 
750 Tage. 

2.5 Todesfallleistung 

2.5.1 Voraussetzungen für die Leistung 

Die versicherte Person ist infolge des Unfalles innerhalb eines 
Jahres gestorben. 

Auf die besonderen Pflichten nach Ziffer 7.4 weisen wir hin. 

2.5.2 Höhe der Leistung 

Die Todesfallleistung wird in Höhe der vereinbarten Versiche-
rungssumme gezahlt. 

3. Welche Auswirkung haben Krankheiten oder  
Gebrechen? 

3.1 Als Unfallversicherer leisten wir für Unfallfolgen. 

Haben Krankheiten oder Gebrechen bei der durch ein Unfaller-
eignis verursachten Gesundheitsschädigung oder deren Folgen 
mitgewirkt, mindert sich 

 im Falle einer Invalidität der Prozentsatz des Invaliditätsgra-
des, 

 im Todesfall und, soweit nichts anderes bestimmt ist, in allen 
anderen Fällen die Leistung  

entsprechend dem Anteil der Krankheit oder des Gebrechens. 

3.2 Beträgt der Mitwirkungsanteil weniger als 30 %, unterbleibt 
jedoch die Minderung. 

4. Welche Personen sind nicht versicherbar? 
4.1 Nicht versicherbar und trotz Prämienzahlung nicht versichert 

sind Schwer- und Schwerstpflegebedürftige im Sinne der sozia-
len Pflegeversicherung (Pflegegrade 3, 4 und 5) sowie Geis-
teskranke. 

Geisteskrank ist, wer aufgrund einer dauerhaften und hochgra-
digen geistigen oder psychischen Erkrankung nicht mehr am 
allgemeinen Leben teilnehmen kann und einer Aufenthaltsun-
terbringung oder ständigen Aufsicht bedarf. 

4.2 Der Versicherungsschutz erlischt, sobald die versicherte Per-
son nach Ziffer 4.1 nicht mehr versicherbar ist. Für diese endet 
gleichzeitig die Versicherung. 

4.3 Die für nicht versicherbare Personen seit Eintritt der Versiche-
rungsunfähigkeit entrichtete Prämie zahlen wir zurück. 

5. In welchen Fällen ist der Versicherungsschutz aus-
geschlossen? 

5.1 Kein Versicherungsschutz besteht für folgende Unfälle: 

5.1.1 Unfälle der versicherten Person durch Geistes- oder Bewusst-
seinsstörungen, auch soweit diese auf Trunkenheit beruhen, 
sowie durch Herzinfarkte, Schlaganfälle, epileptische Anfälle 
oder andere Krampfanfälle, die den ganzen Körper der versi-
cherten Person ergreifen. 

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn diese Störungen 
oder Anfälle durch ein unter diesen Vertrag fallendes Unfaller-
eignis verursacht wurden. 

Der Zustand der Übermüdung (Schlaftrunkenheit) und das Ein-
schlafen infolge einer Übermüdung werden nicht als Bewusst-
seinsstörungen angesehen. 

Mitversichert sind Unfälle infolge von alkoholbedingten Be-
wusstseinsstörungen, bei denen zum Unfallzeitpunkt der Blut-
alkoholgehalt 

 bei der Teilnahme am Straßenverkehr unter 1,1 Promille 
(Grenze der absoluten Fahruntüchtigkeit) liegt; dieser Promil-

lewert gilt solange, bis die höchstrichterliche Rechtsprechung 
hier einen anderen Wert festlegt 

 bei allen sonstigen Fällen unter 1,5 Promille liegt. 

Haben alkoholbedingte Bewusstseinsstörungen keinen Einfluss 
auf den Unfall, besteht grundsätzlich Versicherungsschutz. 

5.1.2 Unfälle, die der versicherten Person dadurch zustoßen, dass 
sie vorsätzlich eine Straftat ausführt oder versucht auszufüh-
ren. 

5.1.3 Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kriegs- oder 
Bürgerkriegsereignisse verursacht sind. 

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die versicherte 
Person auf Reisen im Ausland überraschend von Kriegs- oder 
Bürgerkriegsereignissen betroffen wird. 

Dieser Versicherungsschutz erlischt am Ende des 14. Tages 
nach Beginn eines Krieges oder Bürgerkrieges auf dem Gebiet 
des Staates, in dem sich die versicherte Person aufhält. 

Die Erweiterung gilt nicht bei Reisen in oder durch Staaten, auf 
deren Gebiet bereits Krieg oder Bürgerkrieg herrscht sowie für 
Personen, die sich in Erwartung eines eventuellen Krieges oder 
Bürgerkrieges in das Krisengebiet begeben. 

Sie gilt auch nicht für die aktive Teilnahme am Krieg oder Bür-
gerkrieg sowie für Unfälle durch ABC-Waffen. 

5.1.3.1 Mitversichert sind zudem Unfälle durch Terroranschläge, die 
außerhalb der Territorien der Krieg führenden Parteien verübt 
werden. 

5.1.3.2 Gesundheitsschäden durch gewalttätige Auseinandersetzun-
gen und innere Unruhen, wenn die versicherte Person nicht auf 
Seiten der Unruhestifter teilgenommen hat, sind ebenfalls mit-
versichert. 

5.1.4 Unfälle der versicherten Person 

 als Luftfahrzeugführer (auch Luftsportgeräteführer), soweit er 
nach deutschem Recht dafür eine Erlaubnis benötigt, sowie 
als sonstiges Besatzungsmitglied eines Luftfahrzeuges; 

 bei einer mit Hilfe eines Luftfahrzeuges auszuübenden beruf-
lichen Tätigkeit.  

5.1.5 Unfälle, die der versicherten Person dadurch zustoßen, dass 
sie sich als Fahrer, Beifahrer oder Insasse eines Motorfahr-
zeuges an Fahrtveranstaltungen einschließlich der dazugehöri-
gen Übungsfahrten beteiligt, bei denen es auf die Erzielung von 
Höchstgeschwindigkeiten ankommt. 

5.1.6 Unfälle, die unmittelbar oder mittelbar durch Kernenergie 
verursacht sind. 

5.1.7 Sportunfälle der versicherten Person sind ausgeschlossen, 
wenn sie 

 als Berufssportler 

 bei der Ausübung von Sport in der Weise, dass die versicher-
te Person damit überwiegend den Lebensunterhalt verdient 
(einschließlich Sportförderung und entsprechende Tätigkeiten 
innerhalb von Polizei, Bundeswehr und ähnlichem) 

verursacht werden. 

Ausnahme: 

Für Vertragsamateure und Vertragssportler, die neben ihrer 
sportlichen Betätigung noch eine berufliche Tätigkeit ausüben 
und damit mindestens 50 % Ihres Lebensunterhaltes bestrei-
ten, gilt dieser Ausschluss nicht, solange sie Sport unterhalb 
der ersten – bei Handball und Eishockey unterhalb der zweiten 
und Fußball unterhalb der dritten – deutschen Spiel- bzw. Leis-
tungsklasse ausüben. 

5.1.8 Unfälle, die der versicherten Person dadurch zustoßen, dass 
Sie, ein gesetzlicher Vertreter oder ein Sorgeberechtigter diese 
vorsätzlich herbeigeführt haben. 



 

5.2 Ausgeschlossen sind außerdem folgende Beeinträchti-
gungen: 

5.2.1 Schäden an Bandscheiben sowie Blutungen aus inneren 
Organen und Gehirnblutungen. 

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn ein unter diesen 
Vertrag fallendes Unfallereignis nach Ziffer 1.3 die überwie-
gende Ursache ist. 

5.2.2 Gesundheitsschäden durch Heilmaßnahmen oder Eingriffe am 
Körper der versicherten Person. 

Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die Heilmaßnah-
men oder Eingriffe (auch strahlendiagnostische und –
therapeutische) durch einen unter diesen Vertrag fallenden Un-
fall veranlasst waren. 

5.2.3 Infektionen und zwar auch dann, wenn sie 

 durch Insektenstiche oder -bisse oder 

 durch sonstige geringfügige Haut- oder Schleimhautverlet-
zungen 

verursacht wurden, durch die Krankheitserreger sofort oder 
später in den Körper gelangten. 

5.2.3.1 Versicherungsschutz besteht jedoch für 

 Tollwut, Wundstarrkrampf und Wundinfektion,  

 Blutvergiftungen, 

 Infektionen, bei denen die Krankheitserreger durch eine ver-
sicherte Unfallverletzung, die nicht nach Ziffer 5.2.3. ausge-
schlossen ist, in den Körper gelangten. 

5.2.4 Für Infektionen, die durch Heilmaßnahmen oder Eingriffe am 
Körper der versicherten Person entstanden sind, besteht Ver-
sicherungsschutz nur, wenn diese durch einen unter diesen 
Vertrag fallenden Unfall verursacht wurden. 

5.2.5 Vergiftungen infolge Einnahme fester oder flüssiger Stoffe 
durch den Schlund. 

Versicherungsschutz besteht jedoch für Personen, die zum 
Zeitpunkt des Unfalles das 15. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben.  

Ausgeschlossen bleiben Vergiftungen durch Nahrungsmittel. 

5.2.6 Krankhafte Störungen infolge psychischer Reaktionen, auch 
wenn diese durch einen Unfall verursacht wurden. 

Versicherungsschutz besteht jedoch für psychische und nervö-
se Störungen der versicherten Person, die durch eine unfallbe-
dingte, organische Schädigung des Hirnnervensystems oder 
eine unfallbedingt neu entstandene Epilepsie herbeigeführt 
wurden. 

6. Was müssen Sie 
– bei vereinbartem Kindertarif 
– bei Änderungen der Berufstätigkeit oder  
   Beschäftigung 
– bei Vollendung des 60. Lebensjahres 
– bei Vollendung des 70. Lebensjahres 
beachten? 

6.1 Umstellung des Tarifes für Kinder 

6.1.1 Bis zum Ablauf des Versicherungsjahres, in dem das nach dem 
Kindertarif versicherte Kind das 18. Lebensjahr vollendet, be-
steht Versicherungsschutz zu den vereinbarten Versicherungs-
summen.  

Danach gilt der zu diesem Zeitpunkt gültige Tarif für Erwachse-
ne. Sie haben jedoch folgendes Wahlrecht: 

a) Sie zahlen die bisherige Prämie und wir reduzieren die Ver-
sicherungssummen entsprechend. 

b) Sie behalten die bisherigen Versicherungssummen und wir 
berechnen eine entsprechend höhere Prämie. 

6.1.2 Über Ihr Wahlrecht werden wir Sie rechtzeitig informieren. 
Teilen Sie uns das Ergebnis Ihrer Wahl nicht bis spätestens 
zwei Monate nach Beginn des neuen Versicherungsjahres mit, 
setzt sich der Vertrag entsprechend der Wahlmöglichkeit „b“ 
fort. 

6.2 Änderung der Berufstätigkeit oder Beschäftigung 

Die nachfolgenden Regelungen der Ziffer 6.2 gelten gleicher-
maßen für Frauen und Männer. 

6.2.1 Die Höhe der Versicherungssummen bzw. der Prämie hängt 
maßgeblich von der Berufstätigkeit oder der Beschäftigung der 
versicherten Person ab. Grundlage für die Bemessung der 
Versicherungssummen und Prämie ist unser geltendes Berufs-
gruppenverzeichnis. Eine Änderung der Berufstätigkeit oder 
Beschäftigung der versicherten Person müssen Sie uns daher 
unverzüglich mitteilen. 

6.2.2 Fällt die neue Berufstätigkeit oder Beschäftigung unter die 
„Gefahrengruppe B“ des zum Änderungszeitpunkt gültigen Ta-
rifs für die Unfallversicherung, gilt folgendes: 

Nach Ablauf von zwei Monaten ab der Änderung gelten für Be-
rufsunfälle verminderte Versicherungssummen. Diese errech-
nen sich aus dem Verhältnis der erforderlichen Prämie zur bis-
herigen Prämie. 

Diese Regelung gilt nicht für die Leistungsarten Schmerzens-
geld, Aktivschutz und Hilfeleistungen. Bei diesen Leistungsar-
ten erhöht sich die Prämie. 

Berufe mit der Gefahrengruppe B sind z. B.: Arbeiter im Stra-
ßen-, Hoch- oder Tiefbau; Maurer, Dachdecker, Gipser, Ge-
rüstbauer, Zimmerer, Antenneninstallateure, Schornsteinfeger, 
Kranführer; Schiffspersonal; im Außendienst tätige Angehörige 
der Polizei, Feuerwehr und der Bundespolizei, Berufs- und 
Zeitsoldaten der Bundeswehr; Personen die sich mit ätzenden, 
giftigen, leicht entzündlichen oder explosiblen Stoffen beschäf-
tigen. 

6.2.2.1 Auf Ihren Wunsch führen wir den Vertrag auch mit dem bishe-
rigen Versicherungsumfang (bisherige Versicherungssummen) 
bei erhöhter Prämie weiter, sobald uns Ihre Erklärung zugeht. 

6.2.3 War die versicherte Person tariflich in die Gefahrengruppe B 
eingestuft und fällt die neue Berufstätigkeit oder Beschäftigung 
in die Gefahrengruppe A, gilt folgendes: 

Nach Mitteilung, spätestens nach Ablauf von einem Monat ab 
der Änderung gelten höhere Versicherungssummen. Diese er-
rechnen sich aus dem Verhältnis der erforderlichen Prämie zur 
bisherigen Prämie. 

6.2.3.1 Auf Ihren Wunsch führen wir den Vertrag auch mit dem bishe-
rigen Versicherungsumfang (bisherige Versicherungssummen) 
bei gesenkter Prämie weiter, sobald uns Ihre Erklärung zugeht 

6.2.4 Fällt die neue Berufstätigkeit oder Beschäftigung unter die 
„Gefährlichen Risiken“ des zum Änderungszeitpunkt gül-
tigen Tarifs für die Unfallversicherung, gilt folgendes: 

Nach Ablauf von zwei Monaten ab der Änderung gelten für Be-
rufsunfälle 10 % der vereinbarten Versicherungssummen. 

Berufe mit gefährlichen Risiken sind z. B.: Angehörige von 
Sondereinsatzkommandos (z. B. MEK, SEK, GSG9), Leib-
wächter (Personenschutz); Munitionssuch- und Munitions-
räumpersonal, Sprengpersonal; Taucher; Rennfahrer, Rennrei-
ter; Tierbändiger, Artisten. 

6.3 Umstellung in den Tarif für Personen nach Vollendung des 
60. Lebensjahres 

6.3.1 Bis zum Ablauf des Versicherungsjahres, in dem die versicher-
te Person das 60. Lebensjahr vollendet, besteht Versiche-
rungsschutz zu den vereinbarten Versicherungssummen. Da-
nach gilt der zu diesem Zeitpunkt gültige Tarif für Personen in 
der Altersklasse 60-69 Jahren. Sie haben jedoch folgendes 
Wahlrecht: 



 

a) Sie zahlen die bisherige Prämie und wir reduzieren die Ver-
sicherungssummen entsprechend. 

b) Sie behalten die bisherigen Versicherungssummen und wir 
berechnen eine entsprechend höhere Prämie. 

6.3.2 Über Ihr Wahlrecht werden wir Sie rechtzeitig informieren. 
Teilen Sie uns das Ergebnis Ihrer Wahl nicht bis spätestens 
zwei Monate nach Beginn des neuen Versicherungsjahres mit, 
setzt sich der Vertrag entsprechend der Wahlmöglichkeit „b“ 
fort. 

6.4 Umstellung in den Tarif für Personen nach Vollendung des 
70. Lebensjahres 

6.4.1 Bis zum Ablauf des Versicherungsjahres, in dem die versicher-
te Person das 70. Lebensjahr vollendet, besteht Versiche-
rungsschutz zu den vereinbarten Versicherungssummen. Da-
nach gilt der zu diesem Zeitpunkt gültige Tarif für Personen ab 
70 Jahren. Sie haben jedoch folgendes Wahlrecht: 

a) Sie zahlen die bisherige Prämie und wir reduzieren die 
Versicherungssummen entsprechend. 

b) Sie behalten die bisherigen Versicherungssummen und 
wir berechnen eine entsprechend höhere Prämie. 

6.4.2 Über Ihr Wahlrecht werden wir Sie rechtzeitig informieren. 
Teilen Sie uns das Ergebnis Ihrer Wahl nicht bis spätestens 
zwei Monate nach Beginn des neuen Versicherungsjahres mit, 
setzt sich der Vertrag entsprechend der Wahlmöglichkeit „b“ 
fort. 

6.4.3 Die unter der Ziffer 6.4.1 und 6.4.2 beschriebene Regelung gilt 
nicht für die Leistungsart Schmerzensgeld. 

Diese Leistung entfällt zur nächsten Hauptfälligkeit nach Voll-
endung des 70. Lebensjahres. 

Der Leistungsfall 

7. Was müssen Sie nach einem Unfall beachten (Oblie-
genheiten)? 
Ohne Ihre Mitwirkung und die der versicherten Person können 
wir unsere Leistung nicht erbringen. 

7.1 Nach einem Unfall, der voraussichtlich eine Leistungspflicht 
herbeiführt, müssen Sie oder die versicherte Person unverzüg-
lich einen Arzt hinzuziehen, seine Anordnungen befolgen und 
uns unterrichten. 

7.1.1 Bei geringfügig erscheinenden Unfallfolgen, bei denen zu-
nächst davon ausgegangen werden konnte, dass diese keine 
Leistungspflicht auslösen, ist es keine Obliegenheitsverletzung, 
wenn die versicherte Person den Arzt erst dann hinzuzieht und 
uns erst informiert, wenn der wirkliche Umfang erkennbar wird. 

Auf die jeweiligen Fristen zur Geltendmachung der vereinbar-
ten Leistungen gemäß Ziffer 2 dieser AUB und/oder der Be-
sonderen Bedingungen verweisen wir. 

7.2 Die von uns übersandte Unfallanzeige müssen Sie oder die 
versicherte Person wahrheitsgemäß ausfüllen und uns unver-
züglich zurücksenden; von uns darüber hinaus geforderte 
sachdienliche Auskünfte müssen in gleicher Weise erteilt wer-
den. 

7.3 Werden Ärzte von uns beauftragt, muss sich die versicherte 
Person auch von diesen untersuchen lassen. Die notwendigen 
Kosten einschließlich eines dadurch entstandenen Verdienst-
ausfalles tragen wir. 

7.4 Hat der Unfall den Tod zur Folge, ist uns dies innerhalb von 48 
Stunden zu melden, auch wenn uns der Unfall schon angezeigt 
war. 

Die Frist beginnt erst, wenn Sie, die Erben oder die bezugsbe-
rechtigten Personen Kenntnis von dem Tod der versicherten 
Person und der Möglichkeit einer Unfallursächlichkeit haben. 

Uns ist das Recht zu verschaffen, gegebenenfalls eine Obduk-
tion durch einen von uns beauftragten Arzt vornehmen zu las-
sen. 

8. Welche Folgen hat die Nichtbeachtung von Oblie-
genheiten? 

8.1 Wird eine Obliegenheit nach Ziffer 7 vorsätzlich verletzt, verlie-
ren Sie Ihren Versicherungsschutz.  

Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit sind wir be-
rechtigt, unsere Leistung in einem der Schwere Ihres Verschul-
dens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Beides gilt nur, 
wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolgen hingewiesen haben. 

Weisen Sie nach, dass Sie die Obliegenheit nicht grob fahrläs-
sig verletzt haben, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn Sie 
nachweisen, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für 
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch 
für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich 
war. Das gilt nicht, wenn Sie die Obliegenheit arglistig verletzt 
haben. 

Diese Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob wir ein uns 
zustehendes Kündigungsrecht wegen der Verletzung einer 
vorvertraglichen Anzeigepflicht ausüben.  

9. Wann sind die Leistungen fällig? 
9.1 Wir sind verpflichtet, innerhalb eines Monats - beim Invalidi-

tätsanspruch innerhalb von drei Monaten – in Textform zu er-
klären, ob und in welchem Umfang wir einen Anspruch aner-
kennen. Die Fristen beginnen mit dem Eingang folgender Un-
terlagen: 

 Nachweis des Unfallhergangs und der Unfallfolgen, 

 beim Invaliditätsanspruch zusätzlich der Nachweis über den 
Abschluss des Heilverfahrens, soweit es für die Bemessung 
der Invalidität notwendig ist. 

9.1.1 Die ärztlichen Gebühren, die Ihnen zur Begründung des Leis-
tungsanspruchs entstehen, übernehmen wir 

 bei Invalidität bis zu 2 ‰ der versicherten Summe, 

 bei Tagegeld bis zu einem Tagegeldsatz, 

 bei Unfall-Krankenhaustagegeld bis zu einem Krankenhaus-
Tagegeldsatz, 

 bei sonstigen von uns angeforderten Bescheinigungen bis zu 
einem Betrag von 25 Euro.  

Weitere Kosten übernehmen wir nicht. 

9.2 Erkennen wir den Anspruch an oder haben wir uns mit Ihnen 
über Grund und Höhe geeinigt, leisten wir innerhalb von zwei 
Wochen. 

9.3 Steht die Leistungspflicht zunächst nur dem Grunde nach fest, 
zahlen wir – auf Ihren Wunsch - angemessene Vorschüsse. 

9.3.1 Vor Abschluss des Heilverfahrens kann eine Invaliditätsleistung 
innerhalb eines Jahres nach dem Unfall nur bis zur Höhe einer 
vereinbarten Todesfallsumme beansprucht werden.  

Soweit keine Todesfallsumme versichert ist, kann vor Ab-
schluss des Heilverfahrens ein Vorschuss auf die zu erwarten-
de Invaliditätsleistung verlangt werden, sofern keine akute Le-
bensgefahr mehr besteht und eine Invalidität gemäß Ziffer 
2.1.1.1 ärztlich festgestellt und geltend gemacht wurde. 

Die Höhe der Vorschussleistung richtet sich nach dem nach 
ärztlicher Einschätzung mindestens zu erwartenden Invalidi-
tätsgrad, höchstens jedoch 10 % der vereinbarten Invaliditäts-
grundversicherungssumme. 

9.4 Sie und wir sind berechtigt, den Grad der Invalidität jährlich, 
längstens bis zu drei Jahren nach dem Unfall, erneut ärztlich 



 

bemessen zu lassen. Bei Kindern bis zur Vollendung des 
15. Lebensjahres verlängert sich diese Frist von drei auf fünf 
Jahre.  

Dieses Recht muss 

 von uns zusammen mit unserer Erklärung über unsere Leis-
tungspflicht nach Ziffer 9.1 

 von Ihnen vor Ablauf der Frist 

ausgeübt werden. 

9.5 Ergibt die endgültige Bemessung eine höhere Invaliditätsleis-
tung, als wir bereits erbracht haben, ist der Mehrbetrag mit 3 % 
jährlich zu verzinsen. 

9.6 Zur Prüfung der Voraussetzungen für den Rentenbezug sind 
wir berechtigt, Lebensbescheinigungen anzufordern. Wird die 
Bescheinigung nicht unverzüglich übersandt, ruht die Renten-
zahlung ab der nächsten Fälligkeit. 

Die Versicherungsdauer 

10. Wann beginnt und wann endet der Vertrag? Wann 
ruht der Versicherungsschutz bei militärischen 
Einsätzen? 

10.1 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn Sie die erste oder einma-
lige Prämie unverzüglich nach Fälligkeit im Sinne von Ziffer 
11.2 zahlen. 

10.2 Dauer und Ende des Vertrages 

10.2.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene 
Zeit abgeschlossen.  

10.2.2 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 
Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgese-
henen Zeitpunkt. 

10.2.3 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert 
sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht Ihnen oder uns 
spätestens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Versi-
cherungsdauer eine Kündigung zugegangen ist. 

10.2.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren können Sie 
den Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes 
darauffolgenden Jahres kündigen. Uns steht das Kündigungs-
recht frühestens zum Ende der vereinbarten Vertragsdauer zu. 

Die Kündigung muss uns spätestens drei Monate vor dem Ab-
lauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein. 

10.3 Kündigung nach Versicherungsfall 

10.3.1 Den Vertrag können Sie oder wir durch Kündigung beenden, 
wenn wir eine Leistung erbracht oder Sie gegen uns Klage auf 
eine Leistung erhoben haben. 

10.3.2 Die Kündigung muss Ihnen oder uns spätestens einen Monat 
nach Leistung oder – im Falle eines Rechtsstreits – nach Kla-
gerücknahme, Anerkenntnis, Vergleich oder Rechtskraft des 
Urteils in Textform zugegangen sein. 

10.3.3 Kündigen Sie, wird Ihre Kündigung sofort nach ihrem Zugang 
bei uns wirksam. Sie können jedoch bestimmen, dass die Kün-
digung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum 
Ablauf des Versicherungsjahres, wirksam wird. 

10.3.4 Eine Kündigung durch uns wird einen Monat nach ihrem Zu-
gang bei Ihnen wirksam. 

10.4 Ruhen des Versicherungsschutzes bei militärischen Eins-
ätzen 

10.4.1 Der Versicherungsschutz tritt für die versicherte Person außer 
Kraft, sobald sie Dienst in einer militärischen oder ähnlichen 
Formation leistet, die an einem Krieg oder kriegsmäßigen Ein-
satz zwischen den Ländern China, Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien, Japan, Russland oder USA beteiligt ist. 

10.4.2 Der Versicherungsschutz lebt wieder auf, sobald uns Ihre 
Anzeige über die Beendigung des Dienstes zugegangen ist. 

Die Versicherungsprämie 

11. Was müssen Sie bei der Prämienzahlung beachten? 
Was geschieht, wenn Sie eine Prämie nicht rechtzei-
tig zahlen? 

11.1 Prämie und Versicherungssteuer 

Die in Rechnung gestellte Prämie enthält die Versicherungs-
steuer, die Sie in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu 
entrichten haben 

11.2 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Erste oder einma-
lige Prämie 

11.2.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung 

Die erste oder einmalige Prämie ist – unabhängig vom Beste-
hen eines Widerrufsrechts – unverzüglich nach dem Zeitpunkt 
des vereinbarten und im Versicherungsschein angegebenen 
Versicherungsbeginns zu zahlen. 

Ist die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, gilt als 
erste Prämie nur die erste Rate der ersten Jahresprämie. 

11.2.2 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes 

Zahlen Sie die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig, 
sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versiche-
rungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. 

Das gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass Sie die Nichtzahlung 
nicht zu vertreten haben. 

11.2.3 Rücktritt 

Zahlen Sie die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig, 
können wir vom Vertrag zurücktreten, solange die Prämie nicht 
gezahlt ist. Wir können nicht zurücktreten, wenn Sie nachwei-
sen, dass Sie die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben. 

11.3 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgeprämie 

11.3.1 Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung 

Die Folgeprämien werden zu dem jeweils vereinbarten Zeit-
punkt fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn Sie zu dem im Versiche-
rungsschein oder in der Prämienrechnung angegebenen Zeit-
punkt erfolgt. 

11.3.2 Verzug 

Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, geraten Sie 
ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass Sie die verspätete 
Zahlung nicht zu vertreten haben. 

Wir werden Sie auf Ihre Kosten in Textform zur Zahlung auffor-
dern und Ihnen eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wo-
chen setzen. 

Diese Fristsetzung ist nur wirksam, wenn wir darin die rück-
ständigen Prämien sowie die Zinsen und Kosten im Einzelnen 
beziffern und die Rechtsfolgen angeben, die nach den Ziffern 
11.3.3 und 11.3.4 mit dem Fristablauf verbunden sind. Wir sind 
berechtigt, Ersatz des uns durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen. 

11.3.3 Kein Versicherungsschutz 

Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung 
in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein 
Versicherungsschutz, wenn Sie mit der Zahlungsaufforderung 
nach Ziffer 11.3.2 Absatz 2 darauf hingewiesen wurden. 

11.3.4 Kündigung 

Sind Sie nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung 
in Verzug, können wir den Vertrag kündigen, wenn wir Sie mit 
der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 11.3.2 Absatz 2 darauf 
hingewiesen haben. 



 

Haben wir gekündigt, und zahlen Sie danach innerhalb eines 
Monats die angemahnte Prämie, besteht der Vertrag fort. Für 
Versicherungsfälle die zwischen dem Zugang der Kündigung 
und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versi-
cherungsschutz. 

11.4 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftverfahren 

Ist die Einziehung der Prämie von einem Konto vereinbart, gilt 
die Zahlung als rechtzeitig, wenn die Prämie zu dem Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und Sie einer berechtigten 
Einziehung nicht widersprechen. Konnte die fällige Prämie oh-
ne Ihr Verschulden von uns nicht eingezogen werden, ist die 
Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich 
nach unserer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung 
erfolgt. 

Kann die fällige Prämie nicht eingezogen werden, weil Sie dem 
SEPA-Lastschriftmandat widerrufen haben, oder haben Sie aus 
anderen Gründen zu vertreten, dass die Prämie wiederholt 
nicht eingezogen werden kann, sind wir berechtigt, künftig Zah-
lung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Sie 
sind zur Übermittlung der Prämie erst verpflichtet, wenn Sie 
von uns hierzu in Textform aufgefordert worden sind. 

11.5 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 

Ist die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, sind die 
noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn Sie mit der Zah-
lung einer Rate in Verzug sind. Ferner können wir für die Zu-
kunft jährliche Prämienzahlung verlangen. 

11.6 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages haben wir, soweit 
nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil 
der Prämie, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versiche-
rungsschutz bestanden hat. 

11.7 Prämienbefreiung bei der Versicherung von Kindern 

11.7.1 Wenn Sie während der Versicherungsdauer sterben und 

 Sie bei Versicherungsbeginn das 60. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hatten, 

 die Versicherung nicht gekündigt war und 

 Ihr Tod nicht durch Kriegs- oder Bürgerkriegsereignisse ver-
ursacht wurde, 

gilt folgendes: 

11.7.2 Die Versicherung wird mit den zu diesem Zeitpunkt geltenden 
Versicherungssummen bis zum Ablauf des Versicherungsjah-
res prämienfrei weitergeführt, in dem das versicherte Kind das 
18. Lebensjahr vollendet. 

11.7.3 Der gesetzliche Vertreter des Kindes wird neuer Versiche-
rungsnehmer, wenn nicht etwas anderes vereinbart ist. 

Weitere Bestimmungen 

12. Wie sind die Rechtsverhältnisse der am Vertrag 
beteiligten Personen zueinander? 

12.1 Ist die Versicherung gegen Unfälle abgeschlossen, die einem 
anderen zustoßen (Fremdversicherung), steht die Ausübung 
der Rechte aus dem Vertrag nicht der versicherten Person, 
sondern Ihnen zu. Sie sind neben der versicherten Person für 
die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich.  

12.2 Alle für Sie geltenden Bestimmungen sind auf Ihren Rechts-
nachfolger und sonstige Anspruchsteller entsprechend anzu-
wenden.  

12.3 Die Versicherungsansprüche können vor Fälligkeit ohne unse-
re Zustimmung weder übertragen noch verpfändet werden.  

13. Was bedeutet die vorvertragliche Anzeigepflicht? 
13.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahr-

erhebliche Umstände 

Sie haben uns bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung alle 
Ihnen bekannten Gefahrumstände in Textform anzuzeigen, 
nach denen wir Sie in Textform gefragt haben und die für unse-
ren Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbar-
ten Inhalt zu schließen. Sie sind auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet, als wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor un-
serer Vertragsannahme Fragen im Sinne des Satzes 1 in Text-
form stellen. Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet 
sind, auf unseren Entschluss Einfluss auszuüben, den Vertrag 
überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen. 

Soll eine andere Person versichert werden, ist diese neben 
Ihnen für die wahrheitsgemäße und vollständige Anzeige der 
gefahrerheblichen Umstände und die Beantwortung der an sie 
gestellten Fragen verantwortlich. 

Wird der Vertrag von Ihrem Vertreter geschlossen und kennt 
dieser den gefahrerheblichen Umstand, müssen Sie sich so 
behandeln lassen, als hätten Sie selbst davon Kenntnis gehabt 
oder dies arglistig verschwiegen. 

13.2 Rücktritt 

13.2.1 Voraussetzungen und Ausübung des Rücktritts 

Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerhebli-
chen Umständen berechtigen uns, vom Versicherungsvertrag 
zurückzutreten. Dies gilt nur, wenn wir Sie durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverlet-
zung hingewiesen haben. 

Wir müssen unser Rücktrittsrecht innerhalb eines Monats in 
Textform geltend machen. Dabei haben wir die Umstände an-
zugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Innerhalb der 
Monatsfrist dürfen wir auch nachträglich weitere Umstände zur 
Begründung unserer Erklärung angeben. Die Frist beginnt mit 
dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die unser Rücktrittsrecht begründet, Kenntnis erlangen. 

Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung Ihnen gegenüber. 

13.2.2 Ausschluss des Rücktrittsrechts 

Wir können uns auf unser Rücktrittsrecht nicht berufen, wenn 
wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtig-
keit der Anzeige kannten. 

Wir haben kein Rücktrittsrecht, wenn Sie nachweisen, dass Sie 
oder Ihr Vertreter die unrichtigen oder unvollständigen Anga-
ben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht haben. 

Unser Rücktrittsrecht wegen grob fahrlässiger Verletzung der 
Anzeigepflicht besteht 

nicht, wenn Sie nachweisen, dass wir den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu ande-
ren Bedingungen, geschlossen hätten. 

13.2.3 Folgen des Rücktritts 

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.  

Treten wir nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, dürfen 
wir den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn Sie nach-
weisen, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Um-
stand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. 
Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, 
wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 

Uns steht der Teil der Prämie zu, der der bis zum Wirksam-
werden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit ent-
spricht. 

13.3 Kündigung oder rückwirkende Vertragsanpassung 

13.3.1 Ist unser Rücktrittsrecht ausgeschlossen, weil Ihre Verletzung 
einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahr-
lässigkeit beruhte, können wir den Versicherungsvertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat in Textform kündigen. 
Dies gilt nur, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Text-



 

form auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen 
haben. 

Dabei haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere 
Erklärung stützen. Innerhalb der Monatsfrist dürfen wir auch 
nachträglich weitere Umstände zur Begründung unserer Erklä-
rung angeben. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir 
von der Verletzung Ihrer Anzeigepflicht Kenntnis erlangt haben. 

Wir können uns auf unser Kündigungsrecht wegen Anzeige-
pflichtverletzung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten 
Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten Das 
Kündigungsrecht ist auch ausgeschlossen, wenn Sie nachwei-
sen, dass wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätten. 

13.3.2 Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
aber zu anderen Bedingungen geschlossen hätten, werden die 
anderen Bedingungen auf unser Verlangen rückwirkend Ver-
tragsbestandteil. Haben Sie die Pflichtverletzung nicht zu ver-
treten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Dies gilt nur, wenn wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen 
haben. 

Wir müssen die Vertragsanpassung innerhalb eines Monats in 
Textform geltend machen. 

Dabei haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere 
Erklärung stützen. Innerhalb der Monatsfrist dürfen wir auch 
nachträglich weitere Umstände zur Begründung unserer Erklä-
rung angeben. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir 
von der Verletzung der Anzeigepflicht, die uns zur Vertragsan-
passung berechtigt, Kenntnis erlangen.  

Wir können uns auf eine Vertragsanpassung nicht berufen, 
wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Un-
richtigkeit der Anzeige kannten. 

Erhöht sich durch die Vertragsanpassung die Prämie um mehr 
als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag inner-
halb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung fristlos in 
Textform kündigen. 

13.4 Anfechtung 

Unser Recht, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzu-
fechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht uns der 
Teil der Prämie zu, der der bis zum Wirksamwerden der An-
fechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

14. Wann verjähren die Ansprüche aus dem Vertrag? 
14.1 Die Ansprüche aus der Unfallversicherung verjähren in drei 

Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach allgemeinen Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

14.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei uns ange-
meldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu 
dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem Ihnen unsere Entscheidung in 
Textform zugeht. 

15. Welches Gericht ist zuständig? 
15.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen uns bestimmt 

sich die gerichtliche Zuständigkeit nach unserem Sitz oder dem 

unserer für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlas-
sung. Örtlich zuständig ist auch das Gericht, in dessen Bezirk 
Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren Wohnsitz oder, in Er-
mangelung eines solchen, Ihren gewöhnlichen Aufenthalt ha-
ben.  

15.2 Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen Sie müssen bei 
dem Gericht erhoben werden, das für Ihren Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, den Ort Ihres gewöhnlichen Auf-
enthalts zuständig ist. 

16. Was ist bei Mitteilungen an uns zu beachten?  
Was gilt bei Änderungen Ihrer Anschrift? 

16.1 Alle für uns bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an 
unsere Hauptverwaltung oder an die im Versicherungsschein 
oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Ge-
schäftsstelle gerichtet werden. 

16.2 Haben Sie uns eine Änderung Ihrer Anschrift nicht mitgeteilt, 
genügt für eine Willenserklärung, die Ihnen gegenüber abzu-
geben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an 
die letzte uns bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage 
nach der Absendung des Briefes als zugegangen. 

Dies gilt entsprechend für den Fall einer Änderung Ihres Na-
mens. 

17. Tarifanpassung 
17.1 Der Prämiensatz wird unter Berücksichtigung der Schadenauf-

wendungen, der Kosten (Provisionen, Sach- und Personalkos-
ten und Aufwand für Rückversicherung) und des Gewinnansat-
zes kalkuliert. 

17.2 Wir sind berechtigt, den Prämiensatz für bestehende Versiche-
rungsverträge jährlich zu überprüfen. Hierbei ist zusätzlich auf 
der Basis der bisherigen Schadenentwicklung auch die voraus-
sichtliche künftige Entwicklung des unternehmensindividuellen 
Schadenbedarfs zu berücksichtigen. 

17.3 Tarifliche Anpassungen von Prämiensätzen können von uns 
mit Wirkung ab der nächsten Hauptfälligkeit des Vertrages vor-
genommen werden. Die Anpassung erfolgt frühestens zum Ab-
lauf der mit dem Antrag vereinbarten Laufzeit. 

17.4 Der Prämiensatz wird für Teile des Gesamtbestandes, die nach 
objektiv risikobezogenen Kriterien abgrenzbar sind, mittels an-
erkannter mathematisch statistischer Verfahren getrennt ermit-
telt. 

17.5 Wir sind berechtigt, einen sich ergebenden Anpassungsbedarf 
an die betroffenen Versicherungsverträge weiterzugeben. 

17.5.1 Prämiensenkungen gelten automatisch, auch ohne dass wir 
Sie informiert haben, als vereinbart. 

17.5.2 Prämienerhöhungen werden Ihnen unter Gegenüberstellung 
der alten und neuen Prämienhöhe mindestens einen Monat vor 
Hauptfälligkeit mitgeteilt. Sie können den Versicherungsvertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung mit so-
fortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Prämienerhöhung, kündigen. 

17.6 Individuell vereinbarte Zuschläge oder tarifliche Nachlässe 
bleiben von der Tarifanpassung unberührt. 

18. Welches Recht findet Anwendung? 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

 


